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1.1

BGB: Biirgerliches Gesetzbuch

Inhaltstibersicht

Biirgerliches Gesetzbuch
(BGB)

in der Fassung der Bekanntmachung
vom 2. Januar 2002 (BGBI. I S. 42, 2909; 2003 S. 738)

Zuletzt gedndert durch
Gesetz zur Modernisierung der Regelungen iiber Teilzeit-Wohnrechtevertrage, Vertrage tiber
langfristige Urlaubsprodukte sowie Vermittlungsvertrage und Tauschsystemvertrage
vom 17. Januar 2011 (BGBI. I S. 34)

— Auszug -
Inhaltsiibersicht §1904 Genehmigung des Betreuungsge-
Buch 4 richts bei arztlichen MaBnahmen
Eamdlian s §1905 Sterilisation
Abschnitt 3 §1906 Genehmigung des Betreuungsge-

Vormundschaft, Rechtliche Be-

treuung, Pflegschaft

Titel 2

Rechtliche Betreuung

Voraussetzungen

Bestellung einer natiirlichen Person

Ubernahmepflicht

Mehrere Betreuer

Betreuung durch Verein oder Behor-

de

Umfang der Betreuung, Pflichten

des Betreuers
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§1901b Gesprach zur Feststellung des Pati-
entenwillens

§1901c Schriftliche Betreuungswiinsche,
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§1902 Vertretung des Betreuten

§1903 Einwilligungsvorbehalt

§1896
§1897
§1898
§1899
§1900

§1901

22

richts bei der Unterbringung

Genehmigung des Betreuungsge-
richts bei der Aufgabe der Miet-
wohnung

Genehmigung des Betreuungsge-
richts bei der Ausstattung

§1908a Vorsorgliche Betreuerbestellung
und Anordnung des Einwilligungs-
vorbehalts fiir Minderjéhrige
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Buch 4
Familienrecht

Abschnitt 3
Vormundschaft, Rechtliche Betreuung,
Pflegschaft

Titel 2
Rechtliche Betreuung

§1896 Voraussetzungen

(1) Kann ein Volljahriger auf Grund einer
psychischen Krankheit oder einer korperli-
chen, geistigen oder seelischen Behinderung
seine Angelegenheiten ganz oder teilweise
nicht besorgen, so bestellt das Betreuungs-
gericht auf seinen Antrag oder von Amts we-
gen fiir ihn einen Betreuer. Den Antrag kann
auch ein Geschéftsunfahiger stellen. Soweit
der Volljahrige auf Grund einer korperlichen
Behinderung seine Angelegenheiten nicht
besorgen kann, darf der Betreuer nur auf
Antrag des Volljahrigen bestellt werden, es
sei denn, dass dieser seinen Willen nicht
kundtun kann.

(1a) Gegen den freien Willen des Volljahrigen
darf ein Betreuer nicht bestellt werden.

(2) Ein Betreuer darf nur fiir Aufgabenkreise
bestellt werden, in denen die Betreuung er-
forderlich ist. Die Betreuung ist nicht erfor-
derlich, soweit die Angelegenheiten des
Volljahrigen durch einen Bevollmachtigten,
der nicht zu den in § 1897 Abs. 3 bezeichne-
ten Personen gehort, oder durch andere Hil-
fen, bei denen kein gesetzlicher Vertreter be-
stellt wird, ebenso gut wie durch einen Be-
treuer besorgt werden kdnnen.

(3) Als Aufgabenkreis kann auch die Gel-
tendmachung von Rechten des Betreuten
gegeniiber seinem Bevollméchtigten be-
stimmt werden.

(4) Die Entscheidung iber den Fernmelde-
verkehr des Betreuten und {ber die Entge-
gennahme, das Offnen und das Anhalten
seiner Post werden vom Aufgabenkreis des
Betreuers nur dann erfasst, wenn das Gericht
dies ausdriicklich angeordnet hat.

www.WALHALLA.de

§1897 Bestellung einer natiirlichen
Person

(1) Zum Betreuer bestellt das Betreuungsge-
richt eine natirliche Person, die geeignet ist,
in dem gerichtlich bestimmten Aufgabenkreis
die Angelegenheiten des Betreuten rechtlich
zu besorgen und ihn in dem hierfiir erforder-
lichen Umfang personlich zu betreuen.

(2) Der Mitarbeiter eines nach § 1908f aner-
kannten Betreuungsvereins, der dort aus-
schlieBlich oder teilweise als Betreuer tatig ist
(Vereinsbetreuer), darf nur mit Einwilligung
des Vereins bestellt werden. Entsprechendes
gilt fiir den Mitarbeiter einer in Betreuungs-
angelegenheiten zustandigen Behdrde, der
dort ausschlieBlich oder teilweise als Betreu-
er tatig ist (Behordenbetreuer).

(3) Wer zu einer Anstalt, einem Heim oder
einer sonstigen Einrichtung, in welcher der
Volljdhrige untergebracht ist oder wohnt, in
einem Abhangigkeitsverhéltnis oder in einer
anderen engen Beziehung steht, darf nicht
zum Betreuer bestellt werden.

(4) Schlagt der Volljahrige eine Person vor, die
zum Betreuer bestellt werden kann, so ist
diesem Vorschlag zu entsprechen, wenn es
dem Wohl des Volljdhrigen nicht zuwider-
lauft. Schlagt er vor, eine bestimmte Person
nicht zu bestellen, so soll hierauf Riicksicht
genommen werden. Die Satze 1 und 2 gelten
auch fiir Vorschlage, die der Volljahrige vor
dem Betreuungsverfahren gemacht hat, es
sei denn, dass er an diesen Vorschlagen er-
kennbar nicht festhalten will.

(5) Schlagt der Volljdhrige niemanden vor, der
zum Betreuer bestellt werden kann, so ist bei
der Auswahl des Betreuers auf die verwandt-
schaftlichen und sonstigen personlichen Bin-
dungen des Volljahrigen, insbesondere auf
die Bindungen zu Eltern, zu Kindern, zum
Ehegatten und zum Lebenspartner, sowie auf
die Gefahr von Interessenkonflikten Riick-
sicht zu nehmen.

(6) Wer Betreuungen im Rahmen seiner Be-
rufsaustibung fiihrt, soll nur dann zum Be-
treuer bestellt werden, wenn keine andere
geeignete Person zur Verfiigung steht, die zur
ehrenamtlichen Filhrung der Betreuung be-
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§§1898-1901

reit ist. Werden dem Betreuer Umstande be-
kannt, aus denen sich ergibt, dass der Voll-
jahrige durch eine oder mehrere andere ge-
eignete Personen auBerhalb einer Berufsaus-
libung betreut werden kann, so hat er dies
dem Gericht mitzuteilen.

(7) Wird eine Person unter den Vorausset-
zungen des Absatzes 6 Satz 1 erstmals in dem
Bezirk des Betreuungsgerichts zum Betreuer
bestellt, soll das Gericht zuvor die zustandige
Behérde zur Eignung des ausgewahlten Be-
treuers und zu den nach § 1 Abs. 1 Satz 1
zweite Alternative des Vormiinder- und Be-
treuervergilitungsgesetzes zu treffenden Fest-
stellungen anharen. Die zustandige Behdrde
soll die Person auffordern, ein Fiihrungs-
zeugnis und eine Auskunft aus dem Schuld-
nerverzeichnis vorzulegen.

(8) Wird eine Person unter den Vorausset-
zungen des Absatzes 6 Satz 1 bestellt, hat sie
sich tiber Zahl und Umfang der von ihr be-
rufsmaBig gefiihrten Betreuungen zu erkla-
ren.

§1898 Ubernahmepflicht

(1) Der vom Betreuungsgericht Ausgewahlte
ist verpflichtet, die Betreuung zu iiberneh-
men, wenn er zur Betreuung geeignet ist und
ihm die Ubernahme unter Beriicksichtigung
seiner familiaren, beruflichen und sonstigen
Verhéltnisse zugemutet werden kann.

(2) Der Ausgewahlte darf erst dann zum Be-
treuer bestellt werden, wenn er sich zur
Ubernahme der Betreuung bereit erklért hat.

§1899 Mehrere Betreuer

(1) Das Betreuungsgericht kann mehrere Be-
treuer bestellen, wenn die Angelegenheiten
des Betreuten hierdurch besser besorgt wer-
den konnen. In diesem Falle bestimmt es,
welcher Betreuer mit welchem Aufgaben-
kreis betraut wird. Mehrere Betreuer, die eine
Vergiitung erhalten, werden auBer in den in
den Absatzen 2 und 4 sowie § 1908i Abs. 1
Satz 1 in Verbindung mit § 1792 geregelten
Fallen nicht bestellt.

(2) Fiir die Entscheidung dber die Einwilli-
gung in eine Sterilisation des Betreuten ist
stets ein besonderer Betreuer zu bestellen.

24

(3) Soweit mehrere Betreuer mit demselben
Aufgabenkreis betraut werden, kénnen sie
die Angelegenheiten des Betreuten nur ge-
meinsam besorgen, es sei denn, dass das
Gericht etwas anderes bestimmt hat oder mit
dem Aufschub Gefahr verbunden ist.

(4) Das Gericht kann mehrere Betreuer auch
in der Weise bestellen, dass der eine die An-
gelegenheiten des Betreuten nur zu besorgen
hat, soweit der andere verhindert ist.

§1900 Betreuung durch Verein oder
Behorde

(1) Kann der Volljahrige durch eine oder
mehrere natirliche Personen nicht hinrei-
chend betreut werden, so bestellt das Be-
treuungsgericht einen anerkannten Betreu-
ungsverein zum Betreuer. Die Bestellung be-
darf der Einwilligung des Vereins.

(2) Der Verein Ubertragt die Wahrnehmung
der Betreuung einzelnen Personen. Vorschla-
gen des Volljdhrigen hat er hierbei zu ent-
sprechen, soweit nicht wichtige Griinde ent-
gegenstehen. Der Verein teilt dem Gericht
alsbald mit, wem er die Wahrnehmung der
Betreuung Ubertragen hat.

(3) Werden dem Verein Umstande bekannt,
aus denen sich ergibt, dass der Volljahrige
durch eine oder mehrere natirliche Personen
hinreichend betreut werden kann, so hat er
dies dem Gericht mitzuteilen.

(4) Kann der Volljéhrige durch eine oder
mehrere natlrliche Personen oder durch ei-
nen Verein nicht hinreichend betreut werden,
so bestellt das Gericht die zustandige Behor-
de zum Betreuer. Die Absatze 2 und 3 gelten
entsprechend.

(5) Vereinen oder Behérden darf die Ent-
scheidung Uber die Einwilligung in eine Ste-
rilisation des Betreuten nicht (bertragen
werden.

§1901 Umfang der Betreuung, Pflichten
des Betreuers

(1) Die Betreuung umfasst alle Tatigkeiten,
die erforderlich sind, um die Angelegenheiten
des Betreuten nach MaBgabe der folgenden
Vorschriften rechtlich zu besorgen.
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§§1901a—1901b

1.1

BGB: Biirgerliches Gesetzbuch

(2) Der Betreuer hat die Angelegenheiten des
Betreuten so zu besorgen, wie es dessen
Wohl entspricht. Zum Wohl des Betreuten
gehort auch die Méglichkeit, im Rahmen sei-
ner Fahigkeiten sein Leben nach seinen eige-
nen Wiinschen und Vorstellungen zu gestal-
ten.

(3) Der Betreuer hat Wiinschen des Betreuten
zu entsprechen, soweit dies dessen Wohl
nicht zuwiderluft und dem Betreuer zuzu-
muten ist. Dies gilt auch fiir Wiinsche, die der
Betreute vor der Bestellung des Betreuers
geauBert hat, es sei denn, dass er an diesen
Wiinschen erkennbar nicht festhalten will.
Ehe der Betreuer wichtige Angelegenheiten
erledigt, bespricht er sie mit dem Betreuten,
sofern dies dessen Wohl nicht zuwiderlduft.

(4) Innerhalb seines Aufgabenkreises hat der
Betreuer dazu beizutragen, dass Mdglichkei-
ten genutzt werden, die Krankheit oder Be-
hinderung des Betreuten zu beseitigen, zu
bessern, ihre Verschlimmerung zu verhiiten
oder ihre Folgen zu mildern. Wird die Betreu-
ung berufsmaBig gefiihrt, hat der Betreuer in
geeigneten Fallen auf Anordnung des Ge-
richts zu Beginn der Betreuung einen Betreu-
ungsplan zu erstellen. In dem Betreuungs-
plan sind die Ziele der Betreuung und die zu
ihrer Erreichung zu ergreifenden MaBnahmen
darzustellen.

(5) Werden dem Betreuer Umstande bekannt,
die eine Aufhebung der Betreuung ermégli-
chen, so hat er dies dem Betreuungsgericht
mitzuteilen. Gleiches gilt fiir Umstande, die
eine Einschrankung des Aufgabenkreises er-
maglichen oder dessen Erweiterung, die Be-
stellung eines weiteren Betreuers oder die
Anordnung eines Einwilligungsvorbehalts
(§ 1903) erfordern.

§1901a Patientenverfiigung

(1) Hat ein einwilligungsfahiger Volljéhriger
fir den Fall seiner Einwilligungsunfahigkeit
schriftlich festgelegt, ob er in bestimmte, zum
Zeitpunkt der Festlegung noch nicht unmit-
telbar bevorstehende Untersuchungen seines
Gesundheitszustands,  Heilbehandlungen
oder érztliche Eingriffe einwilligt oder sie un-
tersagt (Patientenverfiigung), prift der Be-

www.WALHALLA.de

treuer, ob diese Festlegungen auf die aktuelle
Lebens- und Behandlungssituation zutreffen.
Ist dies der Fall, hat der Betreuer dem Willen
des Betreuten Ausdruck und Geltung zu ver-
schaffen. Eine Patientenverfiigung kann je-
derzeit formlos widerrufen werden.

(2) Liegt keine Patientenverfiigung vor oder
treffen die Festlegungen einer Patientenver-
fligung nicht auf die aktuelle Lebens- und
Behandlungssituation zu, hat der Betreuer
die Behandlungswiinsche oder den mutmaB-
lichen Willen des Betreuten festzustellen und
auf dieser Grundlage zu entscheiden, ob er in
eine arztliche MaBnahme nach Absatz 1 ein-
willigt oder sie untersagt. Der mutmaBliche
Wille ist aufgrund konkreter Anhaltspunkte
zu ermitteln. Zu beriicksichtigen sind insbe-
sondere frithere miindliche oder schriftliche
AuBerungen, ethische oder religiése Uber-
zeugungen und sonstige personliche Wert-
vorstellungen des Betreuten.

(3) Die Absatze 1 und 2 gelten unabhéngig
von Art und Stadium einer Erkrankung des
Betreuten.

(4) Niemand kann zur Errichtung einer Pati-
entenverfiigung verpflichtet werden. Die Er-
richtung oder Vorlage einer Patientenverfii-
gung darf nicht zur Bedingung eines Ver-
tragsschlusses gemacht werden.

(5) Die Absatze 1 bis 3 gelten firr Bevoll-
machtigte entsprechend.

§1901b Gesprach zur Feststellung des
Patientenwillens

(1) Der behandelnde Arzt priift, welche arzt-
liche MaBnahme im Hinblick auf den Ge-
samtzustand und die Prognose des Patienten
indiziert ist. Er und der Betreuer erortern die-
se MaBnahme unter Beriicksichtigung des
Patientenwillens als Grundlage fiir die nach
§ 1901a zu treffende Entscheidung.

(2) Bei der Feststellung des Patientenwillens
nach § 1901a Absatz 1 oder der Behand-
lungswiinsche oder des mutmaBlichen Wil-
lens nach § 1901a Absatz 2 soll nahen An-
gehdrigen und sonstigen Vertrauensperso-
nen des Betreuten Gelegenheit zur AuBerung
gegeben werden, sofern dies ohne erhebliche
Verzdgerung moglich ist.
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	VI.2 BW Heimgesetz für Baden-Württemberg (Landesheimgesetz – LHeimG)
	VI.2 Bay Gesetz zur Regelung der Pflege-, Betreuungs- und Wohnqualität im Alter und bei Behinderung (Pflege- und Wohnqualitätsgesetz – PfleWoqG)
	Erster Teil Allgemeine Vorschriften
	Zweiter Teil Besondere Vorschriften für stationäre Einrichtungen
	Dritter Teil Besondere Vorschriften für ambulant betreute Wohngemeinschaften und Betreute Wohngruppen
	Vierter Teil Ordnungswidrigkeiten, Zuständigkeit, Verordnungsermächtigung
	Fünfter Teil Schlussvorschriften

	VI.2 BE Gesetz über Selbstbestimmung und Teilhabe in betreuten gemeinschaftlichen Wohnformen (Wohnteilhabegesetz – WTG)
	Abschnitt 1 Allgemeines
	Abschnitt 2 Stärkung der Selbstbestimmung, des Verbraucherschutzes und der Teilhabe am Leben in der Gesellschaft
	Abschnitt 3 Besondere Pflichten des Leistungserbringers und der von ihm eingesetzten Personen
	Abschnitt 4 Aufgaben und ordnungsrechtliche Befugnisse der Aufsichtsbehörde
	Abschnitt 5 Zuständigkeiten, Zusammenarbeit, Verordnungsermächtigung, bauliche Anlagen, Ordnungswidrigkeiten
	Abschnitt 6 Aufgaben des Landes Berlin
	Abschnitt 7 Übergangs- und Schlussvorschriften

	VI.2 Bbg Gesetz über das Wohnen mit Pflege und Betreuung des Landes Brandenburg (Brandenburgisches Pflege- und Betreuungswohngesetz –BbgPBWoG)
	Abschnitt 1 Ziele und Anwendungsbereich
	Abschnitt 2 Allgemeine Regelungen für Wohnformen und Einrichtungen
	Abschnitt 3 Besondere Regelungen für Einrichtungen und ihnen gleichgestellte Wohnformen
	Abschnitt 4 Maßnahmen zur Qualitätssicherung
	Abschnitt 5 Organisation und Verfahren
	Abschnitt 6 Schluss- und Übergangsvorschriften

	VI.2 HB Gesetz zur Sicherstellung der Rechte von Menschen mit Unterstützungs-, Pflege- und Betreuungsbedarf in unterstützenden Wohnformen (Wohn- und Betreuungsgesetz – BremWoBeG)
	Abschnitt 1 Ziele des Gesetzes, Anwendungsbereich, Begriffsbestimmungen
	Abschnitt 2 Transparenz, Informationspflichten, Beratung
	Abschnitt 3 Anforderungen an den Betrieb von unterstützenden Wohnformen, Anzeigepflichten
	Abschnitt 4 Ordnungsrechtliche Befugnisse der zuständigen Behörde
	Abschnitt 5 Zuständigkeit, Ordnungswidrigkeiten
	Abschnitt 6 Schlussbestimmungen

	VI.2 HH Hamburgisches Gesetz zur Förderung der Wohn- und Betreuungsqualität älterer, behinderter und auf Betreuung angewiesener Menschen (Hamburgisches Wohn- und Betreuungsqualitätsgesetz –HmbWBG)
	Teil 1 Allgemeine Vorschriften
	Teil 2 Besondere Vorschriften für Servicewohnanlagen, Wohngemeinschaften, Wohneinrichtungen, Gasteinrichtungen und Ambulante Dienste
	Teil 3 Aufgaben und Befugnisse der zuständigen Behörde
	Teil 4 Ordnungswidrigkeiten, Verordnungsermächtigungen, Übergangs- und Schlussvorschriften, Ersetzung von Bundesrecht

	VI.2 MV Gesetz zur Förderung der Qualität in Einrichtungen für Pflegebedürftige und Menschen mit Behinderung sowie zur Stärkung ihrer Selbstbestimmung und Teilhabe (Einrichtungenqualitätsgesetz – EQG M-V)
	VI.2 NRW Gesetz über das Wohnen mit Assistenz und Pflege in Einrichtungen (Wohn- und Teilhabegesetz – WTG)
	VI.2 RP Landesgesetz über Wohnformen und Teilhabe (LWTG)
	VI.2 SL Saarländisches Gesetz zur Sicherung der Wohn-, Betreuungs- und Pflegequalität für ältere Menschen sowie pflegebedürftige und behinderte Volljährige (Landesheimgesetz Saarland – LHeimGS)
	VI.2 SH Gesetz zur Stärkung von Selbstbestimmung und Schutz von Menschen mit Pflegebedarf oder Behinderung (Selbstbestimmungsstärkungsgesetz – SbStG)

	Stichwortverzeichnis


